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WallisMittwoch, 19. April 2023

An der Urversammlung am 12. De- 
zember 2022 sprachen sich die Bür- 
ger Guttet-Feschels klar gegen die  
Genehmigung eines Reglements  
über die Forst- und Alpstrassen  
aus. Eine weitreichende Entschei- 
dung, denn in deren Folge wurde  
etwa über die Forststrasse, die zum  
beliebten Ferien- und Erholungs- 
ort Alpe Obern-Galm führt, ein  
Fahrverbot verhängt. Auch Hüt- 
tenbesitzer haben nun keine Zu- 
fahrt mehr zu ihren Liegenschaften,  
die Strasse darf nur noch zu forst- 

lichen Zwecken mit Motorfahrzeu- 
gen befahren werden. Das gemäss  
dem Waldgesetz des Bundes.

Die Kantone können weite- 
re Zulassungen bewilligen, sofern  
weder öffentliche Interessen noch  
die Walderhaltung dagegenspre- 
chen. Doch dafür braucht es Re- 
glemente, die diese Zulassungen  
festhalten. Die kantonale Dienst- 
stelle für Wald, Natur und Land- 
schaft forderte alle Gemeinden im  
Jahr 2015 dazu auf, entsprechen- 
de Reglemente zu erarbeiten. Ge- 
mäss Philipp Loretan, Gemeinde- 
präsident von Guttet-Feschel, sei  

man dieser Aufforderung nachge- 
kommen und habe mit den um- 
liegenden Gemeinden eine inter- 
kommunale Vereinbarung und ein  
Reglement ausgearbeitet. Man ha- 
be den Vorstand der Geteilschaft  
Alpe Obern-Galm seit Mitte 2021  
über die laufenden Entwicklun- 
gen orientiert und die Bevölkerung  
von Guttet-Feschel seit der Urver- 
sammlung im Dezember 2021 auf  
dem Laufenden gehalten.

Dass die Genehmigung des  
Reglementes dennoch an der  
darauffolgenden Urversamm- 
lung abgelehnt wurde, er- 

klärt sich Loretan unter an- 
derem mit emotionalen Grün- 
den. Denn das Reglement be- 
sagt, dass für das Befahren  
der Forststrasse bestimmte Ge- 
bühren fällig werden, die ta- 
ges-, monats- oder saisonwei- 
se beglichen werden können, je  
nach Bedürfnis. Dass man für  
die Befahrung dieser Strasse  
auf einmal bezahlen soll, dürf- 
te einigen Hüttenbesitzern und  
Besuchern sauer aufgestossen  
sein. Und vermutlich sei auch  
nicht allen Teilnehmenden der  
Urversammlung die Tragweite  

eines Neins bewusst gewesen,  
vermutet Philipp Loretan.

Doch aus der Bevölkerung sei  
mehrfach und intensiv der gros- 
se Wunsch an den Gemeindeprä- 
sidenten herangetragen worden,  
dass die Strasse weiterhin be- 
nutzt werden dürfe. Daher befin- 
de man sich im Austausch mit  
dem Kanton, um eine entspre- 
chende Lösung und Sofortmass- 
nahme zu erarbeiten. Diese wer- 
de wohl so aussehen, dass die  
Strasse weiterhin befahrbar blei- 
be und damit das Fahrverbot aus- 
ser Kraft gesetzt werde. Mindes- 

tens bis zum 12. Juni. Denn am  
12. Juni findet die nächste Ur- 
versammlung in Guttet-Feschel  
statt. An dieser wird die Geneh- 
migung über die Regelung Alp-  
und Forststrassen erneut traktan- 
diert, in gleicher Form, wie dies  
bereits vergangenen Dezember  
der Fall war, dies vor allem aus  
zeitlichen Gründen. Damit man  
einen Urversammlungsentscheid  
erneut traktandieren dürfe, so  
Loretan, müsse der ausdrückli- 
che und starke Wunsch seitens  
der Bevölkerung vorhanden sein.  
Und das sei eindeutig der Fall.

Orfa Schweizer

Das Fahrverbot zur Alpe Obern-Galm verärgert Hüttenbesitzer und Besucher. Doch die Strasse soll nun offen bleiben. Bis auf Weiteres.

Strasse zur Alpe Obern-Galm soll vorerst befahrbar bleiben

Es ist keine eigentliche Über- 
raschung – aber trotzdem ein  
Dämpfer für die Walliser So- 
laroffensive. Sie muss eine weite- 
re Hürde überspringen: diejenige  
des Stimmvolks.

Das Referendum gegen das  
«Dekret über das Baubewilli- 
gungsverfahren für grosse Pho- 
tovoltaikanlagen» ist auf gutem  
Weg. Über 2500 Unterschriften  
wurden bereits gesammelt, bis  
am 18. Mai müssten es 3000  
sein. Brigitte Wolf ist Co-Präsi- 
dentin der Walliser Grünen. Sie  
sagt: «Das Referendum kommt  
zustande, das können wir be- 
reits heute mit Sicherheit sa- 
gen.» Dies berichtete auch der  
TV-Lokalsender Canal 9.

Lanciert wurde das Referen- 
dum von den Grünen und Pro  
Natura. Unterstützt wurde es je- 
doch von verschiedenen Partei- 
en und Organisationen: von der  
SP Unterwallis, der IG Saflisch- 
tal, der Unterwalliser Sektion des  
Schweizer Heimatschutzes oder  
von der Fondation Franz Weber.  
«Aber auch die SVP Unterwallis  
sympathisiert mit dem Referen- 
dum», sagt Wolf.

Im Grossen Rat trat die  
SVPU-Fraktion als vehemente  
Verteidigerin der Walliser Land- 
schaft auf, vermischte das So- 
lardossier mit der aktuellen Zu- 
wanderungsdebatte und stem- 
mte sich gegen das Dekret.

Die anderen Fraktionen der  
Mitte Oberwallis, SVPO, SPO, Le  
Centre und FDP sprachen sich im  
Walliser Parlament für den be- 
schleunigten Bewilligungsprozess  
für alpine Solaranlagen aus – wo- 
bei die künftige Rolle der Ober- 
walliser Sozialdemokraten mitt- 
lerweile unklar ist. Zwar haben  
die drei SPO-Abgeordneten, die  
damals im Grossen Rat anwe- 
send waren, für das Dekret ge- 
stimmt, doch wie sich die Partei  
im Abstimmungskampf positio- 
nieren wird, bleibt offen. Die SPO  
habe noch keine offizielle Positi- 
on eingenommen, sagt Co-Präsi- 
dentin Claudia Alpiger auf Anfra- 
ge, diese werde am SPO-Kongress  
vom kommenden Freitag zur  
Sprache kommen. Eine Stimm- 
freigabe der SPO ist zumin- 

dest denkbar. Wenn konservati- 
ve Landschaftsschützer und lin- 
ke Umweltschützer zusammen- 
spannen, um ein Dekret zu ver- 
senken, ist das zumindest eine un- 
gewöhnliche Konstellation. Brigit- 
te Wolf sagt, dass die Diskussi- 
on über alpine Solaranlagen nicht  

nach einem Links-rechts-Muster  
verlaufe, das habe sich bei den  
bisherigen Sammelaktionen der  
Unterschriften gezeigt.

«Nicht nur Menschen, die  
sich Sorgen um unsere Natur  
machen, sondern auch Alpbe- 
wirtschafter und Bergbauern, die  
sich für intakte alpine Landschaf- 
ten einsetzen, stehen dem Refe- 
rendum positiv gegenüber», sagt  
Wolf. Die Solardebatte verlaufe  
abseits der herkömmlichen Par- 
teilinien, was durchaus eine Chan- 
ce für das Referendum sein könne.

Schwierige Kampagne
Der Walliser Energieminister Ro- 
berto Schmidt (neo) hat das So- 
lardekret im Februar in einer Le- 
sung und mit einer soliden Mehr- 
heit durch das Parlament gebracht.  
87 Ja- standen 41 Nein-Stimmen  
gegenüber, mit 106 Ja gegen 0  
Nein bei 19 Enthaltungen verzich- 
tete der Grosse Rat mit der erfor- 
derlichen Zweidrittelmehrheit auf  

eine zweite Lesung. Trotz der kla- 
ren Ausgangslage bleibt Schmidt  
vorsichtig. Das Referendum habe  
eine Chance, sagt er, denn es sei  
schwierig, den Inhalt des Dekrets  
zu vermitteln. «Es geht nicht da- 
rum, ob man für oder gegen alpi- 
ne Solaranlagen ist, sondern ein- 
zig um das beschleunigte Bewil- 
ligungsverfahren», sagt Schmidt, 
und weiter, «wenn die Referen- 
dumsführer eine Kampagne mit  
Fotomontagen der Walliser Solar- 
projekte führen, wird es schwie- 
rig, mit sachlichen Argumenten  
entgegenzuhalten.»

Eine Einschätzung, die rich- 
tig sein dürfte, zumal auch  
die Fondation Franz Weber die  
Kampagne unterstützen dürfte  
– und das ziemlich unzimper- 
lich. So schreibt Präsidentin Ve- 
ra Weber im Referendumsbrief:  
«Die Walliser Landschaften sind  
in Gefahr. Der Grosse Rat des  
Kantons Wallis will ebenso wie  
der Bund riesige Solaranlagen  

mitten in unseren Bergen auf- 
stellen. Dies zur Freude einiger  
Bauunternehmer, die von hohen  
Subventionen profitieren wür- 
den.» Sonnenkollektoren würden  
zu Hunderten aus dem Boden  
schiessen. Dies sei ein zerstöreri- 
scher Wahnsinn, so Vera Weber,  
deren Kampagnenkassen prall  
gefüllt sind.

Wer entscheidet?
Dem Dekret zufolge soll der  
Staatsrat als erste Instanz für Bau- 
genehmigungen der Solarparks  
zuständig sein, um die Verfah- 
ren zu beschleunigen. Dies an- 
stelle der KBK, die normalerweise  
diese Genehmigungen ausserhalb  
der Bauzonen erteilt. Im Falle ei- 
ner Beschwerde soll auch die auf- 
schiebende Wirkung ausser Kraft  
gesetzt werden können. Schmidt  
sagt, dass es wichtig sei, die- 
sen Vorteil gegenüber den ande- 
ren Kantonen nicht zu verlieren.  
Er sagt aber auch, dass sich die  

Kantonsverwaltung gut auf die  
kommenden Bewilligungsverfah- 
ren vorbereitet habe, die inter- 
nen Prozesse seien festgelegt und  
terminiert worden.

Klar ist: Wird das Referen- 
dum angenommen, ist die kan- 
tonale Baukommission (KBK) für  
die Bewilligung zuständig, an- 
sonsten der Staatsrat. Entschei- 
dend sei jedoch auch, ob es nach  
der Bewilligung Einsprachen ge- 
gen die Projekte geben werde  
und wie die Gerichte diese ab- 
arbeiten würden. «Auf diese As- 
pekte hat das Dekret keinen di- 
rekten Einfluss», sagt Energiemi- 
nister Schmidt. Doch: Wenn die  
KBK entscheidet, gibt es vor den  
Gerichten noch ein Beschwer- 
deverfahren vor dem Staatsrat,  
was wieder einige Monate in  
Anspruch nehmen wird.

Eine weitere Folge, wenn das  
Dekret bachab geschickt wird:  
Das konzentrierte Verfahren wür- 
de wegfallen. Das heisst, die KBK  
wäre nicht für alle Bewilligun- 
gen zuständig. Für Spezialbewil- 
ligungen für Seilbahnen, Rodun- 
gen oder Forststrassen wären an- 
dere Instanzen massgebend, wo- 
mit mehrere Rechtsmittel offen-  
blieben. «Mit dem konzentrier- 
ten Verfahren wollten wir einen  
einzigen Entscheid des Staatsrats  
erwirken und dann nur eine ein- 
zige Beschwerdemöglichkeit», er- 
klärt Schmidt. Fällt das Dekret,  
fällt das beschleunigte Verfah- 
ren. Doch die Zeit drängt: Da- 
mit Subventionen in die Solar- 
projekte fliessen, müssen bis En- 
de 2025 mindestens zehn Prozent  
der erwarteten Produktion der  
gesamten geplanten Anlage oder  
10 Gigawattstunden ins Netz ein- 
gespeist werden. Vollständig in  
Betrieb muss die Anlage bis Ende  
2030 sein.

Politische Randnotiz: Das Ab- 
stimmungsdatum dürfte einen  
Einfluss auf den Ausgang des Ur- 
nenganges haben. Der offizielle  
Termin von Mitte Juni ist zu kurz- 
fristig, der nächstmögliche Termin  
wäre der 22. Oktober. Dann finden  
auch die eidgenössischen Wahlen  
statt. Wer von dieser Kombinati- 
on profitieren könnte, ist schwie- 
rig einzuschätzen. Daher dürfte der  
Staatsrat den 23. November 2023  
als Abstimmungstermin festlegen.

Armin Bregy

Das Referendumskomitee hat bereits über 2500 Unterschriften gesammelt. Was heisst das für die Walliser Solarprojekte?

Brigitte Wolf, Grüne.
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Das Stimmvolk entscheidet 
über das Walliser Solardekret

Die Testanlage im Saflischtal. Grengiols Solar und die anderen Walliser Projekte müssen eventuell in 
eine Zusatzschleife. Bild: Keystone
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«Auch SVPU 
sympathisiert 
mit dem 
Referendum.»

Co-Präsidentin Grüne
Brigitte Wolf


